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Neulich habe ich geklaut, zum ersten Mal im 
Leben, oder zum zweiten Mal, wenn man den 
Apfel mitzählt, dessentwegen der Grundschü-
ler einen Anschiss von der Apfelbaumbesitze-
rin bekam, die den Rest ihrer Äpfel dann den 
Wespen überliess. Am Weges-
rand jedenfalls neulich das, was 
im Hochdeutschen Sperrmüll 
und in der Schweiz garantiert 
wieder anders heisst («Spezial-
kehricht»?), und im Sperrmüll 
lag eine E-Gitarre, unbeschädigt 
und vollständig, und der Grosse, 
mit der Mama auf dem Weg zum 
Bus, bekam grosse Augen, denn 
sein Lebensziel ist Rockstar, und 
das meiste von den Beatles kann 
man ihn schon unbesorgt im 
Freien spielen lassen. Auf dem Rückweg griff 
Mama zu, doch dann ging das Fenster auf, und 
eine alte Frau befahl ihr, die Gitarre zurückzu-
legen, es sei nämlich ihre. Aber die liege doch 
auf dem Müll, gab Mama zu bedenken. – Das 
sei egal. – Aber ein kleiner Junge freue sich da-

rüber! – Das sei eine dumme Ausrede. – Also 
wolle sie, die Frau, dass eine intakte Gitarre 
zerstört werde? – Ja, das wolle sie allerdings!

Nun ist gegen Bosheit ja kein Kraut ge-
wachsen, und rechtlich ist es so, dass den 

Sperrmüll hinausstellen nicht 
bedeutet, den Besitzanspruch 
aufzugeben. Die Mama trollte 
sich also, und Papa erkannte die 
Gelegenheit, sich unsterblich zu 
machen, ging los, griff zum zwei-
ten Mal zu und entkam, denn 
das Fenster blieb geschlossen. 
Juristisch ein astreiner Diebstahl, 
und mir schlug das Herz im Hals, 
denn eben erst war ich beim Op-
tiker gewesen, nach Gleitsicht-
gläsern fragen, und mein letztes 

Wahlkreuz für die Grünen ist 25 Jahre her, und 
weil ich alt werde und die Grünen nicht wähle, 
mag ich nicht gern stehlen.

Die «SonntagsZeitung» hat nämlich 
einen möglichen Zusammenhang zwischen 
Parteiaffinität und kriminellem Verhalten Ju-

gendlicher untersuchen lassen, und ein Delin-
quenzforscher von der Zürcher Hochschule für 
Angewandte Wissenschaften hat diesen Zu-
sammenhang klar nachgewiesen: «19 Prozent 
aller jugendlichen Grünen-Sympathisanten 
haben schon mal im Laden etwas mitgehen 
lassen, mehr als bei jeder anderen Partei
neigung», fasst 20min.ch zusammen, und für 
einen Jugendpsychologen ist das ganz klar ein 
«Aufstand gegen den Kapitalismus, gegen Bon-
zen und Abzocker», also etwas, was mit den 
deutschen Grünen doch längst nicht mehr zu 
machen ist.

Die deutsche Grüne Göring-Eckardt be-
warb das Hartz-IV-Programm zum Schurigeln 
der Unterschicht einst als «Bewegungsange-
bot», und ein älterer Witz lautet, die Grünen 
seien die FDP für alle, die ihren Müll trennen. 
Nichts verursacht so viel Treibhausgas wie 
der grüne Lifestyle, der nach dem Einkauf im 
Biomarkt, wo es die Ayurveda-Zahncreme aus 
Indien gibt, die Selbsterfahrungsflugreise zum 
Amazonas bucht, und wenn jemand dafür sor-
gen wird, dass bald E-Autos die Strassen ver-

stopfen, dann sinds die deutschen Grünen, die 
noch da, wo sies gut meinen, vollkommen sys-
temkonform sind, ja vielleicht die konforms-
ten von allen, weil sie nämlich für den Glauben 
stehen, Kapitalismus sei als guter möglich. 
Dass die antikapitalistische Jugend für die Zu-
kunft grün sieht, wäre also ein Witz, aber ein 
plausibler, denn eine linke Partei, die rockte, 
gibt es nicht, und gäbe es sie, wie links könnte 
sie sein? Je linker, desto Apple, und das ist das 
Problem. Noch wenn man sein iPhone klaut.

Sekunde  – ich höre, ich dürfe nicht von 
den deutschen Grünen auf die Schweizer Grü-
nen schliessen, die seien nämlich gegen das 
E-Auto und also geradezu wählbar. Das freut 
mich ehrlich, wird aber auch damit zu tun 
haben, dass die Schweiz keine Autoindustrie 
hat, und so weit links stehen die helvetischen 
Grünen wieder nicht, dass ihnen die Studie 
nicht peinlich gewesen wäre: Die Kopräsiden-
tin der Jungen Grünen, Julia Küng, liess knapp 
verlauten, die Studie sei «nicht schweizweit 
repräsentativ».

Das wird die Bonzen freuen.

Stefan Gärtner (BRD) war Redaktor bei der 
«Titanic» und ist heute Schriftsteller und 
«linksradikaler Satiriker» («Die Zeit»). An 
dieser Stelle nimmt er jede zweite Woche das 
Geschehen in der Schweiz unter die Lupe.

Sein Buch «Terrorsprache» ist im WOZ-Shop 
erhältlich unter www.woz.ch/shop/buecher.

VON OBEN HERAB

Grün ist die Hoffnung
STEFAN GÄRTNER  über Diebstahlquoten

WOZ: Herr Galladé, war für Sie immer klar, 
dass Sie in der Kommunalpolitik Karriere ma-
chen wollen?

Nicolas Galladé: Nun, der Begriff «Karri-
ere» war bei mir schon immer negativ behaftet. 
Und bis heute betrachte ich meinen berufli-
chen Werdegang nicht als das. Es ergab sich da-
mals halt die Gelegenheit, zu kandidieren. Als 
ich bei der SP Schweiz arbeitete, hatte ich zwar 
auch Einblick in die Wandelhalle des Bundes-
hauses, das fand ich spannend. Aber die Lokal-
politik lag mir letztlich immer am nächsten.

Und Winterthur ist ja auch eine spezielle Stadt.
Es ist halt meine Stadt. Aber ob sie spe-

zieller als andere ist? Der Vorteil hier ist sicher, 
dass wir eine gewisse Grösse haben, aber trotz-
dem eine ziemliche Nähe zueinander. Man 
kennt sich, ist in vielen politischen Fragen auf-
einander angewiesen und arbeitet zusammen.

Die Herausforderungen sind gerade in Ihrem 
Departement hoch, mit 5,5 Prozent hat Winter-
thur eine relativ hohe Sozialhilfequote. Warum?

Das hat vor allem soziodemografische 
Gründe. Es gibt Faktoren, die das Risiko erhö-
hen, auf Sozialhilfe angewiesen zu sein. Ein 
niedriges Ausbildungslevel gehört dazu. Und 
leider ist es in der Schweiz das Armutsrisiko 
Nummer eins, Kinder zu haben. Aber auch 
die Geschichte der Stadt spielt eine wesent
liche Rolle: Hier sind viele Arbeitsplätze in der 
Industrie wegrationalisiert oder wegtechno-
logisiert worden. Zudem ist Winterthur eine 
Art Zwischending: Zwar tragen wir regionale 
Zentrumslasten, haben aber praktisch keine 
eigene Agglomeration. Vielmehr gehören wir 
fast schon zur Agglomeration von Zürich.

Ist Winterthur auch eine Stadt der Extreme? 
Gerade letzte Woche waren die hiesigen Dschi-
hadisten wieder in den Schlagzeilen.

Ich will das überhaupt nicht bagatel-
lisieren, Winterthur war einer der Hotspots 
des Dschihadismus in der Schweiz. Und ist es 
vielleicht immer noch. Aber es gibt etwa ein 
halbes Dutzend Städte, auf die das zutrifft. 
Winterthur geriet erstmals deswegen in die 
Schlagzeilen, als 2014 ein Teenagergeschwis-
terpaar von hier aus in den Dschihad reiste.

Was haben Sie seither unternommen?
Um ehrlich zu sein: Wir waren zunächst 

ziemlich überfordert. Wir mussten uns fragen, 
was wir als Stadt überhaupt machen können. 
Wir kamen zum Schluss, dass es eine Fachstel-
le für Extremismus braucht und dass diese bei 
der Prävention und der Suchthilfe anzuglie-
dern ist, die zu den sozialen Diensten in mei-
nem Departement gehören.

Wie funktioniert diese Fachstelle?
Man kann sich dorthin wenden, wenn 

man beispielsweise im familiären, schuli-

schen oder beruflichen Umfeld bei jemandem 
extremistische Tendenzen wahrnimmt. Wir 
stellen sicher, dass das anonym behandelt 
wird. Dann wird eine Einschätzung vorge-
nommen. Gerade bei Jugendlichen passiert 
es, dass sie irgendwann zwischen Stuhl und 
Bank fallen, irgendwo Akzeptanz suchen, 
Grenzen ausloten. Nur in den allerseltensten 
Fällen befindet man, dass die Polizei infor-
miert werden muss.

In den letzten Jahren waren wiederholt auch 
Neonazis aus Winterthur in den Medien. Be-
trachten Sie den Rechtsextremismus durch die-
selbe Linse wie den Islamismus?

Ja, aus fachlicher und professioneller 
Optik schon. Und aus dieser messe ich auch 
mit derselben Elle. Extremismus kann uns 
in ganz unterschiedlichen Gewändern be-
gegnen; manchmal hat das eine Konjunktur, 
manchmal das andere. Und manchmal ist es 
austauschbar. Wichtig ist, dass wir eine An-
laufstelle bieten.

Ausgerechnet die Fankurve des FC Winterthur 
hat einmal gegen Sie protestiert, weil Sie im 
Vorwort einer Extremismusbroschüre die Anti-
fa in einem Atemzug mit Rechtsextremen und 
Islamisten genannt hatten. Wie kam es dazu?

Da wurde etwas viel zwischen die Zeilen 
reininterpretiert. Es ging in dem Text um ganz 
reale Fragen, die sich im gesellschaftlichen 
Alltag stellen: Wie gehe ich damit um, wenn 
jemand extremistische Parolen in irgendeiner 
Form äussert? Es gibt ein grosses Spannungs-
feld zwischen totalem Vernachlässigen und 
Überreagieren. Und ich habe die Beispiele sehr 
bewusst gewählt, von rechts bis links, von 
christlich- bis islamisch-fundamentalistisch. 
Nichts davon ist automatisch ein Extremis-
musfall. Grundsätzlich herrscht schliesslich 
Meinungsfreiheit, die roten Linien gibt einzig 
der Rechtsstaat vor.

Rechtsextremismus und religiöser Fundamen-
talismus müssen aber nicht zwingend rote Lini-
en überschreiten, um andere Menschen in ihrer 
Freiheit zu beschränken.

Einverstanden. Und ich sage natür-
lich nicht, dass ich ideologisch alles einfach 
gleichstelle. Bloss spielt es keine Rolle, was 
ich persönlich sympathisch finde oder nicht. 
Denn alle Formen des Extremismus haben das 
Potenzial, für andere Menschen einschrän-
kend zu wirken. Entsprechend wichtig ist es, 
das anzusprechen – und klarzumachen, dass 
der Rechtsstaat die Grenzen vorgibt, aber 
auch die Zivilgesellschaft eine wichtige Funk-
tion hat.

Jede Stadt habe ihre Bevölkerung, zu der sie 
stehen solle, findet Nicolas Galladé (47). Als 
Exekutivpolitiker fühle er sich noch immer als 
ganz normaler Winterthurer, auch wenn er heute 
nicht mehr bei Rot über die Kreuzung gehe.

DURCH DEN MONAT MIT NICOLAS  GALLADÉ  (TEIL  4)

«Ist Winterthur eine 
Stadt der Extreme?»
Neonazis und Dschihadisten: Winterthur landete wiederholt  
negativ in den Schlagzeilen. Als Sozialvorsteher ist Nicolas Galladé  
für die städtische Extremismusprävention verantwortlich.

VON RAPHAEL ALBISSER (INTERVIEW) UND URSULA HÄNE (FOTO)

Eine linke Partei, 
die rockte, wie 
links könnte die 
sein?

«Wir kamen zum Schluss, dass es eine Fachstelle für Extremismus braucht»: Nicolas Galladé.




